
  
Der Minister für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung hat namens der Landesregierung die Kleine Anfrage 

mit Schreiben vom 17. Mai 2019 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Prof. Dr. Ralph Weber, Fraktion der AfD 
 
 
Modellprojekte zur Ausdehnung von Tarifgebieten 
 
und 
 

ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
Zu Drucksache 7/3416 ergeben sich Nachfragen.  

 

1. Wann ist mit Fertigstellung des erwähnten Gutachtens zu „Metropol-

regionen unterstützen - Modellprojekte zur Ausdehnung von Tarif-

gebieten fördern“ zu rechnen?  

Wie ist der Stand der gutachterlichen Bearbeitung? 

 
2. Werden weitere Inhalte, außer dem genannten Fokus, begutachtet?  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

Die Fragen 1 und 2 werden zusammenhängend beantwortet. 

 

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat die Landesregierung mit Beschluss vom 

13. September 2017 aufgefordert, ein Pilotprojekt zur Ausdehnung des Tarifes des Verkehrs-

verbundes Berlin-Brandenburg (VBB) in Form eines Übergangstarifes für Inhaber von 

Wochen- und Monatskarten (Zeitkarten) des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) für Anbin-

dungen an die Metropole Berlin zu prüfen (vergleiche Landtagsdrucksache 7/1055: Metropol-

regionen unterstützen - Modellprojekte zur Ausdehnung von Tarifgebieten fördern). Im 

Rahmen des Gutachtens sollen insbesondere ein Vorschlag für einen entsprechenden Über-

gangstarif erarbeitet, ein Zeitplan für die Einführung des Übergangstarifes entwickelt, die 

voraussichtliche Höhe der Tarifeinführungskosten ermittelt sowie die Veränderung der Fahr-

gastzahlen auf den betroffenen SPNV-Linien abgeschätzt werden. 
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Zu diesem Landtagsauftrag hat eine abschließende Arbeitsberatung mit dem Gutachter statt-

gefunden. Die auf Basis der Beratung notwendigen Nacharbeiten wird der Gutachter in den 

kommenden Wochen umsetzen. Eine Vorlage wird voraussichtlich nach der Sommerpause 

erwartet. Entsprechend dem Landtagsbeschluss erfolgt im Anschluss eine Unterrichtung des 

federführenden Ausschusses über die Ergebnisse. 

 


